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Beispiel 1 (9,5 Punkte) 

Thomas ist ein in Wien ansässiger Programmierer. Aus der Anstellung am IT Unternehmen 

„FB“ erzielt Thomas im Jahr X1 steuerpflichtige Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit iHv 

EUR 50.000. 

Vor einigen Jahren hat Thomas eine Dachbodenwohnung in Wien erstanden, die er an 

Studierende vermietet. Da er ständig Probleme mit den Nachbarn hat, entledigt er sich der 

Wohnung im März des Jahres X1. Er verkauft die Wohnung mit einem Verlust iHv EUR 

25.000 (berechnet nach § 30 Abs 3 EStG). Die Mieteinkünfte für die ersten zwei Monate in 

X1 betrugen in Summe EUR 5.000.  

a) Wie sind die Vorgänge ertragsteuerlich für das Jahr X1 zu beurteilen? 

Prüfen Sie auch etwaige Verlustausgleichsmöglichkeiten für die jeweiligen 

Einkünfte und berechnen Sie das Einkommen von Thomas in X1. 

Veranlagungsbestimmungen sowie ein allfälliger Lohnsteuerabzug sind 

nicht zu prüfen. (6 Punkte) 

Zudem hat Thomas im Jahr X1 ein zweimonatiges Praktikum beim IT Unternehmen eines 

Verwandten in der Bretagne (Frankreich) absolviert und dafür ein stattliches Gehalt 

erhalten.  

a) Prüfen Sie aus Sicht des internationalen Steuerrechts, ob und inwieweit 

die beiden Vertragsstaaten die an Thomas ausgezahlten Einkünfte 

besteuern dürfen und wie eine allfällige Doppelbesteuerung zu vermeiden 

ist. Gehen Sie dabei davon aus, dass das DBA Österreich-Frankreich dem 

OECD-Musterabkommen 2017 entspricht und die Befreiungsmethode nach 

Art 23A OECD-MA vorsieht. Fragen des nationalen Steuerrechts sind nicht 

zu prüfen. (3,5 Punkte) 

  



MUSTERLÖSUNG 

Lösungsskizze (9,5 Punkte): 

a) Nationale Einkünfte (6 Punkte+ 0,5 Zusatzpunkte) 
 

Persönliche Steuerpflicht:  0,5 Punkte 

 § 1 Abs 1 EStG: natürliche Person 

 § 1 Abs 2 EStG: unbeschränkt steuerpflichtig, weil Wohnsitz iSd § 26 Abs 1 BAO im 

Inland => Welteinkommensprinzip  

 

Sachliche Steuerpflicht:  0,5 Punkte 

 § 2 Abs 1 EStG: Einkommen im Kalenderjahr  

 § 2 Abs 2 EStG: Definition Einkommen  

 

Anstellung FB:  1 Punkt 

 § 2 Abs 3 Z 4 iVm § 25 Abs 1 Z 1 lit a EStG: Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit 

iHv EUR 50.000  

 § 2 Abs 4 Z 2 EStG: Überschuss der Einnahmen über die Werbungskosten 

 

Vermietung der Wohnung: 1 Punkt 

 § 2 Abs 3 Z 6 iVm 28 Abs 1 Z 1 EStG: Einkünfte aus der Vermietung von 

unbeweglichem Vermögen  

 § 2 Abs 4 Z 2 EStG: Überschuss der Einnahmen über die Werbungskosten  

 

Verluste aus der Veräußerung der Wohnung: 

 § 2 Abs 3 Z 7 iVm § 29 Z 2 iVm § 30 EStG: Private Grundstücksveräußerung, weil 

Grundstück nicht im Betriebsvermögen 0,5 Punkte 

 Besonderer Steuersatz iHv 30 % nach § 30a anwendbar + 0,5 Zusatzpunkte 

 § 30 Abs 7 EStG bei Verlust aus Grundstücksveräußerung bei besonderem 

Steuersatz gem § 30a EStG Kürzung des Verlusts auf 60 %  EUR 

25.000*60 %=EUR 15.000  0,5 Punkte 

 § 30 Abs 7 EStG übrige EUR 15.000 auf 15 Jahre aufteilen  1.000 pro Jahr

 0,5 Punkte 

 § 30 Abs 7 EStG Verrechnung nur mit Einkünften aus VuV  5.000 0,5 Punkte 

 Beantragung des Ausgleichs des vollen Verlusts mit Einkünften aus VuV ebenso 

möglich 0,5 Punkte 

Einkommen von Thomas 

50.000 

+ 5.000 

- 1.000 



= 54.000 0,5 Punkte 

Alternative mit Beantragung des vollen Verlustausgleichs:  

50.000 

+ 5.000 

- 5.000 

= 50.000 (Alternative 0,5 Punkte) 

 

b) DBA-Recht (3,5 Punkte + 0,5 Zusatzpunkte) 

Persönlicher Geltungsbereich DBA: 

 Art 1 iVm Art 4 Abs 1 DBA: Thomas ist in Ö ansässig (unbeschränkte Steuerpflicht 
in Ö [s.o.])  0,5 Punkte 

 
Sachlicher Geltungsbereich DBA: 

 Art 2 Abs 1 und 2 DBA: ESt fällt unter sachlichen Geltungsbereich des DBA 
 0,5 Punkte 
 

Verteilungsnorm hinsichtlich der Einkünfte: 

 Art 15 Abs 1: Grds darf nur Österreich besteuern, aber Frankreich Tätigkeitsstaat 
 Besteuerung auch in Frankreich (offene Verweisungsnorm) 0,5 Punkte 
 

 Art 15 Abs 2: Rückfall an Ansässigkeitsstaat Österreich? Wenn drei 
Voraussetzungen kumulativ erfüllt:  
 
- Lit a: Weniger als 183 Tage im Ausland  hier zwei Monate 0,5 Punkte 
- Lit b: Vergütungen dürfen nicht von im Tätigkeitsstaat ansässigen Arbeitgeber 

gezahlt werden  Arbeitgeber in anderem Staat (Frankreich) ansässig  
Besteuerung (auch) in Frankreich 0,5 Punkte 

- Lit c: Muss nicht mehr geprüft werden, da lit b nicht erfüllt  kein Rückfall des 
Besteuerungsrechts an Österreich 0,5 Punkte 

Alternative bei Prüfung von Art 20:  

- Praktikant hat Zahlungen erhalten, wohl (unmittelbar davor) im anderen 
Vertragsstaat (Ö) ansässig ALTERNATIVE 0,5 Punkte 

- Kein Hinweis, dass ausschließlich Ausbildung (Gehalt), Zahlungen stammen 
nicht aus anderem Staat (Ö)  nicht anwendbar ALTERNATIVE 0,5 Punkte 

 

Methodenartikel: 

 

 Art 23A Abs 1: Einkünfte sind bei der Befreiungsmethode in Österreich von der 
Besteuerung auszunehmen 0,5 Punkte 

 Art 23A Abs 3: Progressionsvorbehalt anwendbar + 0,5 Zusatzpunkte 

 

  



Beispiel 2 (9,5 Punkte) 

Die Können GmbH (Sitz und Ort der Geschäftsleitung in Wien, Österreich) betreibt einen 

Großhandel mit Zimmerpflanzen. Während des Jahres X1 gerät die Können GmbH aufgrund 

der steigenden Inflation in wirtschaftliche Schwierigkeiten, welche sich bis inklusive X3 

nicht beheben lassen. Daher entstehen bis zum Ende des Jahres X3 steuerliche Verluste 

iHv insgesamt EUR 3.000.000 (ermittelt nach den Grundsätzen ordnungsmäßiger 

Buchführung), welche in vorangegangenen Kalenderjahren und auch im Jahr X3 nicht 

verrechnet werden konnten.  

Am 1.1.X4 erwirbt die Bewährungen GmbH (Sitz und Ort der Geschäftsleitung in Wien) 

100 % der Anteile an der Können GmbH um EUR 1.700.000. Die Bewährungen GmbH ist 

auf den Vertrieb von Kriminalromanen spezialisiert. Am 4.1.X4 wird Juliane Jura, eine 

Mitarbeiterin der Bewährungen GmbH, zur Alleingeschäftsführerin der Können GmbH 

bestellt und ersetzt damit den bisherigen Alleingeschäftsführer Eric Efeu. Am 20.1.X4 

werden alle 42 Mitarbeiter der Können GmbH planmäßig gekündigt und in der Folge fünf 

neue Mitarbeiter eingestellt. Bis Ende Februar X4 wird zusätzlich das gesamte Vermögen 

der Können GmbH zu Buchwerten veräußert. Auch der Unternehmensgegenstand der 

Können GmbH wird geändert und besteht ab Beginn des Jahres X4 in der Planung und 

Vornahme von Vertriebsmaßnahmen für Kriminalromane. Bereits Ende März X4 werden die 

ersten Maßnahmen geplant und abgewickelt. Im Jahr X4 erwirtschaftet die Können GmbH 

positive Einkünfte iHv EUR 600.000. 

a) Beurteilen Sie die ertragsteuerlichen Konsequenzen auf Ebene der Können 

GmbH im Jahr X4. Prüfen Sie auch, ob ein Verlustabzug im Jahr X4 möglich 

ist. Die Höhe der zu entrichtenden Steuer sowie die Form der 

Steuererhebung sind nicht zu prüfen. (7 Punkte) 

Auch im folgenden Jahr läuft es wirtschaftlich gut für die Können GmbH. Nach Ablauf des 

Jahres X4 ergeht am 7.6.X5 ein Körperschaftsteuerbescheid an die Können GmbH. Die 

Geschäftsführerin der Können GmbH, Juliane Jura, ist der Meinung, dass die im Bescheid 

ausgewiesene Körperschaftsteuerschuld falsch ermittelt wurde. Sie möchte nun unbedingt, 

dass das Bundesfinanzgericht über den Fall entscheidet, weil sie dem Finanzamt nicht 

vertraut. 

b) Welche Schritte sind zu setzen, damit das BFG über die 

Körperschaftsteuerschuld abzusprechen hat? Bitte nennen Sie auch die 

entsprechenden Fristen und Zuständigkeiten! (2,5 Punkte). 

  



MUSTERLÖSUNG 

Lösung zu a) (7 Punkte) 

 

Können GmbH: 

§ 1 (1) iVm (2) Z 1 KStG iVm § 27 (1) BAO: Unbeschränkte Körperschaftsteuerpflicht, weil 

Sitz in Österreich        0,5 Punkte  

 

§ 7 (1) iVm (2) KStG: Einkommensermittlung nach EStG  

§ 7 (3) Satz 1 KStG iVm § 189 (1) Z 1 UGB iVm § 23 Z 1 EStG: Einkünfte aus 

Gewerbebetrieb, Gewerblichkeitsfiktion     0,5 Punkte 

 

Gewinnermittlung nach § 5 (1) EStG  Maßgeblichkeitsprinzip  0,5 Punkte 

 

Verlustabzug 

§ 8 (4) Z 2 KStG  Verweis auf § 18 (6) EStG    0,5 Punkte 

 

§ 18 (6) EStG: Die Verluste wurden laut SV durch ordnungsgemäße Buchführung ermittelt 

(TS 1) und nicht bereits in einem der vergangenen KJ berücksichtigt (TS 2);  

          0,5 Punkte 

 

§ 8 (4) Z 2 lit a KStG: Verlustabzug steht grundsätzlich bis zu 75 % des Gesamtbetrags 

der Einkünfte im Veranlagungsjahr zu. Daher könnten maximal EUR 600.000 * 0,75 = EUR 

450.000 an Verlusten im Jahr X4 verwertet werden.   0,5 Punkte 

 

ABER: Mantelkauf erfüllt? 

 

Wirtschaftliche Identität der Können GmbH noch gegeben? 

 

§ 8 (4) Z 2 lit c KStG: 

 Wesentliche Änderung der organisatorischen Struktur? Der einzige Geschäftsführer 

der Können GmbH, Eric Efeu, wird durch Juliane Jura ersetzt  0,5 Punkte 

 

 Wesentliche Änderung der wirtschaftlichen Struktur? Vermögen wird veräußert und 

Unternehmensgegenstand ändert sich grundlegend  0,5 Punkte 

 

 Wesentliche Änderung der Gesellschafterstruktur auf entgeltlicher Grundlage? 

100 % der Anteile werden veräußert      

    1 Punkt (0,5 für Anteile + 0,5 für entgeltlich) 

 



 Die Änderungen wurden innerhalb eines überschaubaren kurzen Zeitraums 

durchgeführt        0,5 Punkte 

Zwischenergebnis: Identität des Steuerpflichtigen (Können GmbH) ist nach dem 

Gesamtbild der Verhältnisse ab X4 wirtschaftlich nicht mehr gegeben  der Verlustabzug 

steht daher grds nicht zu       0,5 Punkte 

 

ABER: Escape Klausel? 

§ 8 (4) Z 2 lit c KStG: Änderung zum Zwecke der Sanierung der Können GmbH mit dem 

Ziel der Erhaltung eines wesentlichen Teils betrieblicher Arbeitsplätze? Alle Mitarbeiter 

wurden planmäßig gekündigt; es war kein Ziel, einen wesentlichen Teil der Arbeitsplätze 

zu erhalten (nur fünf neue Mitarbeiter wurden eingestellt)  0,5 Punkte 

 

§ 8 (4) Z 2 lit c letzter Satz: Verluste insoweit abzugsfähig, als infolge der Änderung der 

wirtschaftlichen Struktur stille Reserven aufgedeckt werden -> das ist laut Angabe nicht 

der Fall (Veräußerung zu Buchwerten)      +0,5 ZP 

 

Ergebnis: Verlustabzug steht für das VJ X5 jedenfalls nicht mehr zu; Verluste iHv EUR 

3.000.000 entfallen zur Gänze und können nicht mehr verrechnet werden  

Mantelkauftatbestand erfüllt       0,5 Punkte 

Lösung zu b): (2,5 Punkte) 

§ 243 iVm § 245 Abs 1 BAO: Beschwerde gegen den Bescheid binnen eines Monats; also 
spätestens bis (inklusive) 7.7.X5      1 Punkt 
 
§ 249 Abs 1 BAO: Einbringung grundsätzlich beim bescheiderlassenden Finanzamt; 
Alternativ: Einbringung fristwahrend auch Einbringung beim BFG möglich, welches die 
Beschwerde an das FA weiterzuleiten hat      0,5 Punkte 
 
§ 262 BAO: Grundsätzlich Entscheidung über die Beschwerde durch das FA im Wege einer 
Beschwerdevorentscheidung       0,5 Punkte 

Entscheidung durch das BFG kann erreicht werden durch: 

§ 262 Abs 2 BAO: Die Erlassung einer BVE hat zu unterbleiben, wenn dies in der 
Beschwerde beantragt wird und wenn das FA die Beschwerde innerhalb von drei Monaten 
dem BFG vorlegt.          

ODER 

§ 264 Abs 1 BAO: Es wird binnen eines Monats ab Bekanntgabe der BVE ein Vorlageantrag 
beim Finanzamt gestellt und das FA legt die Beschwerde gem § 265 BAO dem BFG vor  

Bei Nennung zumindest einer Möglichkeit    0,5 Punkte  

Bei Nennung beider Möglichkeiten zusätzlich    0,5 ZP  

 

   



Beispiel 3 (9 Punkte) 

Franziska ist Wiederverkäuferin für Opple Produkte und betreibt ihr Unternehmen unter 

der Firma Who in Wien (Österreich). Ihr jährlicher Umsatz beträgt EUR 360.000. 

Für eine Geburtstagsfeier ihres Lebensgefährten entnimmt Franziska eine Handyhülle für 

das neue XPhone 2.0 aus dem Who Betriebslager. Für die Handyhülle hat sie im Vorjahr 

zulässigerweise einen Vorsteuerabzug geltend gemacht. Bei ihrem Zulieferer könnte 

Franziska die Hülle jederzeit um EUR 24 inkl USt erstehen. In Franziskas Geschäft können 

Kunden die Hülle um EUR 48 inkl USt kaufen. 

Weiters nutzt Franziska ihr Privatauto (XCar, Elektromotor, CO2-Emissionswert von 0 

Gramm), für eine Privatfahrt nach Leoben (Österreich). Im Zusammenhang mit dieser 

Fahrt fallen Kosten iHv EUR 12 inkl USt an. 

Welche umsatzsteuerlichen Rechtsfolgen treten durch 

a) die Entnahme der Handyhülle durch Franziska (8 Punkte) 

b) die Privatfahrt mit dem XCar nach Leoben (1 Punkt) 

ein? Für jeden Sachverhalt ist die Steuerbarkeit nach dem Umsatzsteuergesetz 

zu prüfen. Gehen Sie davon aus, dass keine Steuerbefreiungen anwendbar sind. 

Wie hoch ist die Umsatzsteuer, die ggf aufgrund der jeweiligen Vorgänge zu 

entrichten ist? Die Steuererhebung ist nicht zu prüfen. 

  



MUSTERLÖSUNG 

a) Entnahme der Handyhülle (8 Punkte) 

§ 1 Abs 1 Z 1 UStG: 

Leistungserbringung: gemäß § 3 Abs 2 UStG liegt eine fiktive Lieferung vor (Übertragung 
der Verfügungsmacht an einem Gegenstand = Handyhülle). [Anm.: Wenn Eigenverbrauch, 
Entnahme oder Entnahmeeigenverbrauch geschrieben wird, ist dies auch richtig.] 
           (1 P) 

Unternehmereigenschaft: Franziska erfüllt die Merkmale des § 2 UStG: sie übt eine 
"gewerbliche/berufliche Tätigkeit" (nachhaltige auf Einnahmenerzielung gerichtete 
Tätigkeit) auf selbständiger Basis aus, da sie Wiederverkäuferin für Opple Produkte ist 
(=Unternehmen) und einen Jahresumsatz iHv 360.000 EUR erzielt  (1 P) 

Inlandsumsatz: § 3 Abs 7 oder 8 UStG: Umsatz wird in Österreich ausgeführt. 
           (1 P) 

Entgeltlichkeit: § 3 Abs 2 TS 1 UStG: Entnahme wird einer Lieferung „gegen Entgelt“ 
gleichgestellt, wenn der Gegenstand durch den Unternehmer aus seinem Unternehmen für 
Zwecke, die außerhalb des Unternehmens liegen, entnommen wird.  (1 P) 

und wenn Gegenstand zu einem vollen oder teilweisen Vorsteuerabzug berechtigt hat (§ 3 
Abs 2 letzter Satz UStG; laut Angabe der Fall)     (1 P) 

Im Rahmen des Unternehmens (bei Entnahme irrelevant) = keine Punktevergabe. 

Keine Befreiung nach § 6 UStG (keine Punktevergabe). 

§ 4 Abs 8 lit a UStG: Bemessungsgrundlage ist der Einkaufspreis: EUR 20.   
 (0,5 P für §; 0,5 P für Betrag) 

§ 4 Abs 10 UStG: Umsatzsteuer gehört nicht zur Bmgl, daher nur Nettobetrag für Bmgl
           (1 P) 

§ 10 Abs 1 UStG: 20 % von EUR 20: EUR 4 USt 
 (0,5 P für §; 0,5 P für Betrag) 

b) Privatfahrt nach Leoben (1 Punkt) 

Ein Unternehmer (vorhin bereits bejaht)  

§ 3a Abs 1a Z 1 UStG: Keine Verwendung eines „dem Unternehmen zugeordneten 
Gegenstands“. Es liegt keine fiktive sonstige Leistung vor. 

(0,5 P wenn das Ergebnis stimmt; insg 1 Punkt, wenn zusätzlich § 3a Abs 1a Z 1 
UStG genannt wird) 



Seminarspezifischer Teil 

Seminar Spies / Scharizer / Tschatsch / Frenkenberger / Schragl / Beverungen 

/ Komar 

1) Der in Deutschland ansässige Kläger (Kl) war in den Streitjahren 2015 und 2016 bei 

einer Firma mit Sitz in Luxemburg beschäftigt. Aus seiner Tätigkeit erzielte er Einkünfte 

aus nichtselbständiger Arbeit. In seinen entsprechenden 

Einkommensteuererklärungen teilte der Kl die Einkünfte aus der Tätigkeit nach den 

jeweiligen Arbeitsminuten in Deutschland und Luxemburg auf und entrichtete die im 

jeweiligen Staat anteilig anfallende Steuer. Das deutsche Finanzamt hingegen berief 

sich auf § 7 Abs 2 S 1 Z 2 der Konsultationsvereinbarung Luxemburg-Deutschland, 

wonach an Tagen, an denen der Stpfl in beiden Vertragsstaaten tätig ist, der 

steuerpflichtige Arbeitslohn stets im Verhältnis 50/50 aufzuteilen ist. Der dem 

Ansässigkeitsstaat Deutschland zustehende Anteil wurde damit im Vergleich zu den 

Steuererklärungen massiv erhöht. 

a) Welche Argumente sprechen dafür, dass Deutschland die Einkünfte – 

unabhängig von der jeweiligen Verweildauer – zur Hälfte besteuern 

darf, wenn der Kläger am selben Tag in Deutschland und Luxemburg 

tätig war? (6 Punkte) 

b) Welche Argumente sprechen dagegen, dass Deutschland die Einkünfte 

– unabhängig von der jeweiligen Verweildauer – zur Hälfte besteuern 

darf, wenn der Kläger am selben Tag in Deutschland und Luxemburg 

tätig war? (6 Punkte) 

 

2) Im Abgabenverfahren kommt der Rechtskraft besondere Bedeutung zu 

a) Was versteht man unter Rechtskraft und welche zwei Arten werden 

unterschieden? Beschreiben Sie diese jeweils kurz! (3 Punkte) 

b) Die BAO sieht verschiedenste Maßnahmen zur Durchbrechung der 

Rechtskraft vor. Nennen Sie eine solche Maßnahme, die von Amts wegen 

eingeleitet werden kann, und erklären Sie die wichtigsten 

Tatbestandsvoraussetzungen! (3 Punkte) 

 

3) Doppelbesteuerungsabkommen (DBA) sind völkerrechtliche Verträge, die zwischen 

zwei Staaten abgeschlossen werden. Das primäre Ziel von DBA ist die Vermeidung von 

Doppelbesteuerung. Das „Herzstück“ von DBA sind die Verteilungsnormen. Diese 

Verteilungsnormen können nach unterschiedlichen Kriterien klassifiziert werden. 

a) Bei welcher Art von Verteilungsnormen ist die Anwendung des 

Methodenartikels notwendig? (2 Punkte) 



b) In welchem der beiden Vertragsstaaten muss der Methodenartikel 

angewendet werden? Beschreiben Sie eine Methode zur Vermeidung der 

Doppelbesteuerung und geben Sie dabei auch die relevante(n) 

Bestimmung(en) des OECD-Musterabkommens an. (4 Punkte) 

 

Begründen Sie Ihre Antworten unter Verweis auf die jeweils relevante(n) 

Gesetzesbestimmung(en). 

  



MUSTERLÖSUNG 

1) Case Study  

[Anmerkung: Je Argument 2 Punkte, maximal 6 Punkte für Pro Argumente und 
maximal 6 Punkte für Contra Argumente] 

 

PRO: 

 

 



 

CONTRA 

 

 

 



2) Verfahrensrecht (6 Punkte) 

a) Was versteht man unter Rechtskraft und welche zwei Arten werden 

unterschieden? Beschreiben Sie diese jeweils kurz! (3 Punkte) 

 

 

 

b) Die BAO sieht verschiedenste Maßnahmen zur Durchbrechung der 

Rechtskraft vor. Nennen Sie eine solche Maßnahme, die von Amts wegen 

eingeleitet werden kann, und erklären Sie die wichtigsten 

Tatbestandsvoraussetzungen! (3 Punkte)  

 

 

  



 

 

 

 

1 Punkt für die Nennung einer (richtigen) sonstigen Maßnahme 

1 Punkt für den richtigen Paragraphen 

1 Punkt für eine sinnvolle Beschreibung 

  



 

3) DBA / Verteilungsnormen / Methodenartikel (6 Punkte) 

  

 

MethodenarƟkel:  

 

Antwort zu a) 
(2 Punkte) 

Antwort zu b) 

(insg 4 Punkte) 

Antwort zu b) 

(insg 4 Punkte) 



 

 

 

  

Antwort zu b) 

(insg 4 Punkte) 



Seminarspezifischer Teil 

Seminar Staringer / Borns / Coenen / Hemmelmeyer / Hubmann / Romstorfer 

1) Die A-KG gab im Firmenbuch als Unternehmensgegenstand „Versicherungsmakler und 

-berater, Handel mit Waren aller Art, Geschäftsführung von Unternehmen“ an. Kurz 

darauf wurden drei Viertel der Anteile an einer Liegenschaft erworben und die darin 

befindlichen Wohnungen (12) vermietet. Einige Jahre später wurde der 

Unternehmensgegenstand um „Immobiliengeschäfte aller Art, insbesondere Erwerb 

und Verkauf sowie Vermietung und Verpachtung von Immobilien aller Art“ erweitert. 

Daraufhin war neben der Vermietung von Wohnungen keine weitere betriebliche 

Tätigkeit erkennbar. In den folgenden Jahren wurden schließlich mehrere Wohnungen 

veräußert, teils um größere Reparaturen zu finanzieren. 

a) Welche Argumente sprechen für die Annahme eines gewerblichen 

Grundstückshandels? (6 Punkte) 

b) Welche Argumente sprechen gegen die Annahme eines gewerblichen 

Grundstückshandels? (6 Punkte) 

 

2) Gegenstand der Umsatzsteuer ist der Umsatz eines Unternehmens. 

a) Zu welcher Art von Steuern zählt die Umsatzsteuer nach 

steuersystematischen Gesichtspunkten? (3 Punkte) 

b) Welche Bedeutung hat der Neutralitätsgrundsatz in der Umsatzsteuer? (3 

Punkte) 

 

3) Körperschaften unterliegen allgemein dem Körperschaftsteuergesetz. Das 

Körperschaftsteuergesetz enthält zahlreiche Regelungen, die nur auf Körperschaften 

anwendbar sind und verweist in vielen Bereichen darüber hinaus auf die Regelungen 

des EStG. Bitte beantworten Sie die untenstehenden Fragen zu Körperschaften. 

a) Unter welche Einkunftsarten fallen Einkünfte von Körperschaften iSd § 7 

Abs 3 KStG und aus welcher Fiktion ergibt sich dies? (2 Punkte) 

b) Welche Voraussetzungen müssen erfüllt sein, um eine 

Unternehmensgruppe bilden zu können? (2 Punkte) 

c) Welchen Vorteil bietet das österreichische Gruppenbesteuerungsregime 

hinsichtlich Verluste? Gibt es Einschränkungen bezüglich der Verluste von 

ausländischen Gruppenmitgliedern? (2 Punkte) 

  



MUSTERLÖSUNG 

1) Case Study 

[Anmerkung: Je Argument 2 Punkte, maximal 6 Punkte für Pro Argumente und 

maximal 6 Punkte für Contra Argumente] 

 

a) PRO Annahme eines gewerblichen Grundstückshandels 

 Es wurden kontinuierliche Abverkäufe vorgenommen. 

 Es erfolgten Partifizierungen und anschließende Verwertungen. 

 Der Gewinn wurde jahrzehntelang nach § 5 Abs 1 EStG ermittelt. 

 Der Unternehmensgegenstand lautete „Handel mit Immobilien aller Art“. 

 

b) CONTRA Annahme eines gewerblichen Grundstückshandels 

 Es wurde kein Fremdkapital eingesetzt. 

 Es werden nur geringe Werbemaßnahmen ergriffen. Daher ist das 

Verkäuferverhalten eher passiv. 

 Mehrere Verkäufe erfolgten zwecks Altersvorsorge für Angehörige. 

 Die Immobilien wurden teils lange behalten. 

 



 

  



2) Umsatzsteuerrecht (3 Punkte Steuersystematik, 3 Punkte 

Neutralitätsgrundsatz) 

 

 

  



3) Körperschaftsteuergesetz – Einkünfte von Körperschaften und 

Gewerblichkeitsfiktion (2 Punkte) 

 

 

Voraussetzungen für Unternehmensgruppe; Vorteil der Unternehmensgruppe und Beschränkung 

der BerücksichƟgung ausländischer Verluste (je 2 Punkte) 

 



Seminarspezifischer Teil 

Seminar Lang / Gleiss / Gombotz / Wallig / Posch / Beer / Pregesbauer 

1) Gem § 34 Abs 1 EStG sind bei der Einkünfteermittlung unbeschränkt Steuerpflichtiger 

nach Abzug von Sonderausgaben (§ 18) Belastungen abzuziehen, die außergewöhnlich 

sind (Z 1), zwangsläufig erwachsen (Z 2) und die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit 

wesentlich beeinträchtigen (Z 3). In der Rechtsprechung wurden die Voraussetzungen 

für Aufwendungen, die für den Erhalt eines Wirtschaftsguts anfallen, weiter präzisiert. 

Hierbei stellt sich die Frage, ob Instandhaltungs- und Instandsetzungskosten, die für 

ein als Familienwohnsitz genutztes Gebäude aufgrund eines seltenen, 

gesundheitsgefährdenden Hausschwammbefalls anfallen, als außergewöhnliche 

Belastung geltend gemacht werden können. Der Hausschwamm hat sich ausgebreitet, 

nachdem der Steuerpflichtige zuvor andere Bautätigkeiten am Gebäude vorgenommen 

hat. Gehen Sie davon aus, dass die Sanierungskosten 12 % des jährlichen Einkommens 

des betroffenen Steuerpflichtigen übersteigen.  

a) Welche Argumente sprechen für die Absetzbarkeit der Sanierungskosten 

als außergewöhnliche Belastung? (6 Punkte) 

b) Welche Argumente sprechen gegen die Absetzbarkeit der 

Sanierungskosten als außergewöhnliche Belastung? (6 Punkte) 

 

2) Die Einbringung nach dem Umgründungssteuergesetz ist eine der praxisrelevantesten 

Umgründungen in Österreich. 

a) Was ist eine Einbringung nach dem Umgründungssteuergesetz? Was sind 

die Vorteile einer Einbringung nach dem Umgründungssteuergesetz im 

Vergleich zum allgemeinen Ertragsteuerrecht? (3 Punkte) 

b) Welches Vermögen ist einbringungsfähig (begünstigt) nach dem 
Umgründungssteuergesetz? (3 Punkte) 

 

3) Doppelbesteuerungsabkommen (DBA) dienen dazu, die doppelte Besteuerung eines 

Einkommens oder Vermögens im internationalen Kontext zu vermeiden. 

a) Welche Rechtsnatur haben DBA? Wie beeinflusst diese Rechtsnatur deren 

Interpretation? (3 Punkte) 

b) Welche Arten von Verteilungsnormen sind in DBA vorgesehen? Zu 
welchen Rechtsfolgen führen diese unterschiedlichen 
Verteilungsnormen? (3 Punkte) 

  



MUSTERLÖSUNG 

Lösung 

a)  

 

 



 

 



 

b) 

 



 

 

 

  



2) Einbringung (6 Punkte) 

 

 

 

  

Antwort zu a) 
1. Frage (1 
Punkt) 

Antwort zu a) 
2. Frage (2 
Punkte) 

Antwort zu b) 
(3 Punkte) 



Frage 3 DBA 

a) 

 

 

  



b) 

 

 

 


